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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 10/1479 — 


Verkehrssicherheitsprogramm 1984 der Bundesregierung 


A. Problem 

Gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 15. Dezem- 
ber 1982 hat die Bundesregierung ein Verkehrssicherheits- 
programm vorgelegt, das zahlreiche Einzelmaßnahmen zur 
Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit enthält. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll aufgefordert werden, dieses Pro- 
gramm stufenweise zu realisieren, das durch Anregungen aus 
dem Verkehrsausschuß ergänzt worden ist. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß (eine Gegenstimme) 


C. Alternativen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN wünscht schärfere Geschwindig- 
keitsbegrenzungen auf allen Straßen. 


D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Erhöhung der Verkehrssicherheit ist eine humanitäre Herausforderung für 
unsere Gesellschaft Sie ist kein einmalig zu lösendes Problem, sondern eine 
bleibende Aufgabe für Bund, Länder und Gemeinden. Aber nicht nur der Staat 
ist gefordert. Die Verbesserung der Verkehrssicherheit muß vielmehr zu einer 
dauerhaften Gesamtinitiative aller gesellschaftlichen Kräfte werden. 

Leben, Gesundheit und Eigentum im Straßenverkehr hängen wie kaum ein zwei- 
ter Bereich vom Verhalten jedes einzelnen ab. Die Eigenverantwortung des ein- 
zelnen darf allerdings nicht als Alibi fürs Nichtstun in der Verkehrssicherheit 
mißbraucht werden. Mehr Verkehrssicherheit heißt keinesfalls mehr Bürokratie. 
Sie muß vielmehr das Verständnis des einzelnen für die notwendigen Maßnah- 
men wecken mit dem Ziel, Einstellung und Verhalten aller Verkehrsteilnehmer 
zu ändern. 

Mehr Sicherheit im Verkehr muß deshalb gleichbedeutend sein 

— sowohl mit der Erhöhung des allgemeinen Sicherheitsstandards für jeden 
Verkehrsteilnehmer 

— als auch mit der Berücksichtigung der spezifischen Belange der besonderen 
Risikogruppen. 

Dies läßt sich nur durch ein aufeinander abgestimmtes Bündel von Meißnahmen 
erreichen. Die Summe dieser sich ergänzenden Maßnahmen ist auf das gesell- 
schaftspolitische Ziel der Erhöhung der Verkehrssicherheit auszurichten. Dabei 
muß sich die Verkehrssicherheitspolitik vorrangig auf den Streißenverkehr kon- 
zentrieren. Die Verkehrspolitik aber muß in ihrer Gesamtkonzeption gestaltend 
wirken und dem Verkehrsnutzer Alternativen bieten, damit er jeweils das für 
ihn zweckmäßigste Verkehrsmittel benutzen kann. 

Deshalb ist das vorliegende Verkehrssicherheitsprogramm der Bundesregierung 
stufenweise zu realisieren ergänzt durch die Anregungen aus dem Verkehrs aus- 
schuß. Es ist aufgebaut auf: 

1. baulich- technischen Meißnahmen, 

2. ordnungspolitischen Maßnahmen sowie 

3. aufklärenden und anderen flankierenden Maßnahmen. 


Bonn, den 12. Dezember 1984 


Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich Bühler (Bruchsal) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Bühler (Bruchsal) 


Das in Drucksache 10/1479 enthaltene Verkehrssi- 
cherheitsprogramm der Bundesregierung wurde 
durch Schreiben des Präsidenten des Deutschen 
Bundestages vom 29. Juni 1984 gemäß § 80 Abs. 3 
der Geschäftsordnung dem Verkehrsausschuß zur 
Beratung überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat 
am 19. September 1984 hierzu ein öffentliches An- 
hörungsverfahren von Sachverständigen und Ver- 
bänden durchgeführt und die Vorlage in seiner Sit- 
zung am 12. Dezember 1984 abschließend beraten. 


I. Ergebnisse 

des öffentlichen Anhörungsverfahrens 

Alle Verbände und Sachverständigen waren sich 
darin einig, daß die Zahl der Verkehrstoten — im 
Jahre 1983 11 732 Tote — und der Verletzten durch 
ein aufeinander abgestimmtes Bündel von Einzel- 
maßnahmen noch wesentlich verringert werden 
kann. Dabei komme es darauf an, besonders dieje- 
nigen Gruppen von Verkehrsteilnehmern ins Auge 
zu fassen, die durch eine unverhältnismäßig hohe 
Unfallbeteiligung auffallen. Dies seien alle Fahran- 
fänger sowie Jugendliche und junge Erwachsene 
auf motorisierten Zweirädern. Die Hauptunfallursa- 
chen wie Trunkenheit im Straßenverkehr und 
nichtangepaßte Geschwindigkeit sollten gezielt be- 
kämpft und Unfallschwerpunkte im Straßennetz 
gezielt beseitigt werden. Im einzelnen sind insbe- 
sondere folgende Einzelmaßnahmen vorgeschlagen 
worden: 

1. Einführung des Führerscheins auf Probe: Über- 
wiegend wurde eine Nachschulung mit zusätzli- 
cher Prüfung nur für diejenigen Fahranfänger 
für notwendig gehalten, die während der Probe- 
zeit durch gravierende Verkehrsverstöße auf- 
gefallen sind. 

2. Stufenführerschein für Motorradfahrer: Hier 
wurde teilweise für schwere Maschinen ab 27 
PS eine zweijährige Fahrpraxis auf leichteren 
Maschinen unabhängig vom Lebensalter ver- 
langt. Andere Sachverständige wollen ab dem 
20. Lebensjahr den Fahranfänger nach ver- 
schärfter Fahrprüfung auch unmittelbar für 
schwere Maschinen zulassen. 

3. Für das Mofa 25 soll generell das Tragen eines 
entsprechend leichten Schutzhelmes vorge- 
schrieben werden. An dem Mindestalter von 15 
Jahren soll nach überwiegender Auffassung 
festgehalten werden; an den öffentlichen Schu- 
len sollen Mofa-Kurse nach festem Programm 
generell angeboten werden. 

4. Wesentlicher Wert wurde gelegt auf die Verbes- 
serung der Ausbildung in den Fahrschulen. 
Auch die Ausbildung der Fahrlehrer ist nach 


Auffassung der Sachverständigen verbesse- 
rungsbedürftig. 

5. Sehtests für ältere Verkehrsteilnehmer sollen 
nach Auffassung einiger Verbände und Sach- 
verständiger vorzugsweise auf freiwilliger Ba- 
sis angeboten werden, nach anderer Auffas- 
sung ist jedoch eine obligatorische Einführung 
erforderlich. 

6. Das Recht der Entziehung der Fahrerlaubnis 
und des Fahrverbotes muß nach überwiegen- 
der Meinung grundlegend überarbeitet werden. 
Teilweise wurde die Entziehung der Fahrer- 
laubnis auf Bewährung vorgeschlagen, teil- 
weise wurde eine größere Differenzierung ver- 
langt, um dem betreffenden Kraftfahrer die Be- 
rufs ausübung auch weiterhin zu ermöglichen. 

7. Ein Verwarnungsgeld bei Nichtanlegen des Si- 
cherheitsgurtes in Personenkraftwagen auch 
auf den Rücksitzen wird auf lange Sicht für 
erforderlich gehalten. Dagegen habe sich nach 
überwiegender Auffassung das 0,8-Promille-Ge- 
setz gegen Trunkenheit am Steuer durchaus 
bewährt. 

8. Für das Verkehrszentralregister wurde eine 
Neuregelung des Eintragungsbestandes und 
Verbesserungen bei den Tilgungsvorschriften 
für erforderlich gehalten. Durch Punkterabatt 
soll ein Anreiz zur Teilnahme an Nachschu- 
lungskursen geboten werden. 

9. Die Einführung einer generellen Höchstge- 
schwindigkeit auf Autobahnen (Tempo 100) 
und eine Reduzierung der zugelassenen 
Höchstgeschwindigkeit auf Landstraßen 
(Tempo 80) wurde unterschiedlich beurteilt. Ein 
Teil der Sachverständigen sah darin eine Mög- 
lichkeit, die Zahl der Verkehrstoten weiter dra- 
stisch zu reduzieren; andere Sachverständige 
befürchten wegen fehlender Kontrollen und 
durch eine Verlagerung von Verkehr von der 
sicheren Autobahn auf die weitaus weniger si- 
chere Landstraße eher eine Verschlechterung 
der gesamten Unfallsituation. Tempo 30 für den 
Verkehr innerhalb von Ortschaften wurde weit- 
aus überwiegend als nicht durchsetzbar abge- 
lehnt. 

10. Die Verkehrserziehung an den öffentlichen 
Schulen wird überwiegend als nicht ausrei- 
chend angesehen. 

Weitere Vorschläge der Sachverständigen betrafen 
die Ausrüstung der Kraftfahrzeuge, die Problema- 
tik der sogenannten Kennzeichenanzeige, die Fi- 
nanzierung der Verkehrserziehungs- und -aufklä- 
rungsarbeit, bauliche Maßnahmen und weitere 
Punkte. 
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II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Bei den Ausschußberatungen haben die Fraktionen 
zu den einzelnen Vorschlägen folgende Auffassung 
vertreten: 

1. Führerschein auf Probe 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP haben 
dem Vorschlag des Bundesministers für Ver- 
kehr zugestimmt, nach Ablauf der zweijährigen 
Probezeit eine Nachschulung nur für diejeni- 
gen Kraftfahrer vorzusehen, die während der 
Probezeit durch Verkehrsverstöße aufgefallen 
sind. 

Die Fraktion der SPD wünscht demgegenüber 
ein Weiterbildungsprogramm mit Abschlußprü- 
fung für jeden Kraftfahrer unabhängig davon, 
ob während der Probezeit gravierende Ver- 
kehrsverstöße begangen worden sind oder 
nicht. 

2. Stufenführerschein für Motorradfahrer 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP haben 
dem Vorschlag des Bundesministers für Ver- 
kehr zugestimmt, 18- und 19jährige Verkehrs- 
teilnehmer nur für das Führen von Motorrä- 
dern bis 27 PS zuzulassen; vom 20. Lebensjahr 
an soll jedoch nach intensiver Ausbildung und 
Prüfung das Führen auch stärkerer Maschinen 
unabhängig von der vorherigen Fahrpraxis auf 
leichteren Maschinen gestattet sein. 

Die Fraktion der SPD wünscht demgegenüber, 
daß für das Führen eines Motorrades über 27 
PS in jedem Fall eine vorherige zweijährige 
Fahrpraxis auf leichteren Maschinen vorausge- 
setzt werden soll, und zwar unabhängig vom 
Lebensalter. 

3. Eine Verpflichtung zum Tragen eines Schutz- 
helmes auch für Mofafahrer wird übereinstim- 
mend bejaht. Es ist jedoch erforderlich, daß die 
Industrie noch einen entsprechend leichten 
Schutzhelm entwickelt. Ob an dem jetzigen 
Mindestalter von 15 Jahren auch künftig fest- 
gehalten werden muß, läßt sich erst feststellen, 
wenn die Erfahrungen mit dem Modellversuch 
in Hessen über eine Absenkung des Mindestal- 
ters ausgewertet worden sind. 

4. Der Fahrschulunterricht muß nach überein- 
stimmender Auffassung wesentlich intensiviert 
werden. Notwendig ist eine stärkere Berück- 
sichtigung der Gefahrenlehre; zur Ausbildung 
sollten Über landf ährten, Nachtfahrten und 
Autobahnfahrten generell vorgesehen werden. 
Geprüft werden muß der verstärkte Einsatz 
von Simulatoren. Die Fahrlehrerausbildung 
sollte von fünf auf sechs Monate verlängert 
werden. Abgelehnt wird jedoch eine Herauf Set- 
zung des Mindestalters von zur Zeit 23 Jahren 
oder der Realschulabschluß als Zugangsvoraus- 
setzung für den Fahrlehrerberuf. 

5. Verkehrsunterricht sollte verbindlich in die 
Lehrpläne der öffentlichen Schulen aufgenom- 
men werden, und zwar auch besonders für die 
Sekundarstufe II. Dabei sollten die Schulungs- 


programme für das Mofa 25 eine besondere Be- 
rücksichtigung finden. Die entsprechende Aus- 
bildung der Lehrkräfte ist zu verstärken. Wich- 
tig ist ferner, daß die Massenmedien mehr als 
bisher sich dieser Aufgabe widmen. 

6. Für das Verkehrszentralregister sind Neurege- 
lungen erforderlich, wobei besonders die Be- 
wertung der einzelnen Verkehrsverstöße mit 
Punkten überprüft werden sollte. Dasselbe gilt 
für die Tilgungszeiten. Der Verkehrsteilnehmer 
muß eine Gelegenheit erhalten, durch freiwil- 
lige Teilnahme an Nachschulungskursen sei- 
nen Punkte stand zu reduzieren. Bei Alkoholtä- 
tern ist eine Verlängerung der Tilgungsfrist 
von fünf auf sechs Jahre anzustreben. 

7. Das Recht der Entziehung der Fahrerlaubnis 
und des Fahrverbots muß überarbeitet werden. 
Dabei ist besonders der Gedanke des „Führer- 
scheinentzugs auf Bewährung“ nochmals ernst- 
haft zu prüfen, wobei allerdings bei Rückfällen 
eine entsprechend verschärfte Sanktion vorge- 
sehen werden müßte. Die Probleme jenes Per- 
sonenkreises, für die das Führen eines Kraft- 
fahrzeuges zur Berufsausübung unerläßlich ist, 
müssen gesehen und berücksichtigt werden. 

8. Es müssen langfristig ausreichende finanzielle 
Mittel für die Verkehrserziehungsarbeit bereit- 
gestellt werden, um eine entsprechende konti- 
nuierliche Arbeit der hier tätigen Organisatio- 
nen zu ermöglichen. An den Bußgeldern, die bei 
Verkehrsverstößen verhängt werden, sollten 
diese Organisationen beteiligt werden. 

9. Der Ausschuß hält ferner für notwendig eine 
Verbesserung der Ordnung des ruhenden Ver- 
kehrs, den Ausbau des Radwegenetzes und eine 
Verbesserung der technischen Ausrüstung der 
Kraftfahrzeuge entsprechend dem jeweiligen 
Stand der Entwicklung. 

10. Die Fraktion der SPD hält weiterhin die Ernen- 
nung eines Bundesbeauftragten für Verkehrssi- 
cherheit für vorteilhaft und notwendig. Sie 
wünscht ferner konkrete Zielvorgaben — etwa 
Reduzierung der Zahl der Verkehrstoten um 50 
V. H. — , um den Erfolg der Verkehrssicher- 
heitsarbeit messen zu können. Beide Vor- 
schläge wurden von der Mehrheit im Ausschxiß 
nicht unterstützt. 

11. Die Fraktion der SPD hält generelle Geschwin- 
digkeitsbegrenzungen auf Autobahnen und 
eine Reduzierung der zugelassenen Höchstge- 
schwindigkeit auf Landstraßen zur Erhöhung 
der Straßenverkehrssicherheit für erforderlich. 
Auch diese Vorschläge wurden von der Mehr- 
heit im Ausschuß nicht unterstützt. 

12. Der Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN hat 
beantragt, den Bundesminister für Verkehr 
dazu aufzufordern, baldmöglichst ein Bußgeld 
bei Nichtanlegen des Sicherheitsgurtes auch 
auf den Rücksitzen von Personenkraftwagen 
vorzusehen. Ferner soll für den innerstädti- 
schen Verkehr künftig generell Tempo 30 vor- 
geschrieben werden mit der Maßgabe, daß die 
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zuständigen Straßenverkehrsämter im Einzel- 
fall eine abweichende Regelimg treffen können. 
Beide Anträge wurden von der Mehrheit im 
Ausschuß abgelehnt. 


III. Schlußabstimmung 

Der Ausschuß schlägt eine Entschließung vor, in 
der die Grundsätze der künftigen Verkehrssicher- 
heitspolitik nochmals zusammengefaßt dargestellt 
werden. Die Bundesregierung soll dazu aufgefor- 
dert werden, das vorgelegte Verkehrssicherheits- 
programm stufenweise zu realisieren und dabei die 
Ergänzungen des Verkehrsausschusses zu berück- 
sichtigen. 

Die Entschließung wurde im Verkehrsausschuß mit 
einer Gegenstimme gebilligt. 


Bonn, den 12. Dezember 1984 


Bühler (Bruchsal) 

Berichterstatter 
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